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Fall:

K, der in den Genuss der Abwrackprämie kommen will, hat von dem in
Dortmund ansässigen Händler V einen Jahreswagen zum Preis von 6.000 €
gekauft. Zwei Monate nach der erfolgten Auslieferung des Fahrzeugs stellt
K fest, dass Wasser in das Innere des Fahrzeugs eindringt. Daraufhin über-
gibt K dem Härrdier den Wagen" um diesen abdichten zu lassen. Zu'ei Wo-
chen danaclr tritt erneut Feuchtigkeit in den Fahrzeuginnenraum ein. Deswe-
gen wird der Pkw ein zrveites Mal bei dem Händler zur Abdichtung des

Fahrzeugs abgegeben. Hierbei weist K darauf hin, dass er im Falle einer
abermals erfolglosen Abdichtung vom Vertrag zurücktreten werde.

Zwei Wochen später tritt wieder Wasser in den Innenraum des Fahrzeugs
ein. Seiner Ankündigung entspreclrend tritt K nunmehr vom Verffag zurück
und verlangt Rückzahlung des gezahlten Kaufpreises. Da der Händler auf
das Aufforderungsschreiben nicht reagiert, reicht der Rechtsanwalt des K
Klage beim Landgericht Dortmund ein.

Er beantragt, den Beklagten zur Rückzahiung der gezahlten 6.000 € kosten-
pflichtig zu verurteilen. Ferner wird fiir den Fall der Anordnung des schrift-
I i chen Vorverfahren s ein Versäumni surtei I beantragt.

Ein Sachverständigengutachten, welches der Kläger vorlegt, hat ergeben,
dass ein kleines Loch im Bereich des rechten Pollenfilters vorhanden ist, das

ursächlich für das Eintreten des Wassers ist. Laut Sachverständigengutachten
belaufen sich die Kosten für die Abdichtung des Pollenfilters auf ca. 1.000 €.
Zur Vorbereitung des Haupttermins ordnet der Vorsitzende ein schriftliches
Vorverfahren an. Er verfügt darüber hinaus die Zustellung der Klageschrift,
und zwar unter Belehmng über die Folgen eitter Versäumung der
zweirvöch i gen Fri st zur Anzeige der Verlei d igun gsbereitschaft .

Die Zustellung der Verfiigung erfolgt arn 06. April 2009. Der Vorsitzende
der zuständigen Kammer stellt am22. April2009 fest, dass eine Anzeige der
Verteidigungsbereitschaft bei Gericht nicht eingegangen ist.

Präfen Sie gutachterlich, rvie die Entscheidung des Gerichts ausfallen rvird.

Lösungshinrveise:

Das Gericlrt rz"ird ein Versäumnisurteil erlassen. \4/enn die gesetzlichen Vor-
aussetznngen gegeben sind.

A. Vorliegen eines Antrags

Zunächst mi.isste nach $ 331 III S. 1 ZPO ein Antrag auf Erlass eines Ver-
säumnisurteils vorliegen. Ein entsprechender Antrag wurde dr-rrch den
Rechtsanwalt des K gestellt.

B. Säumnis des Beklagten

Ferner müsste eine Säumnis des Beklagten vorliegen. Der Beklagte könnte
rraclr $ 331 III ZPO säurnig sein. Der Vorsitzende hat hier das schriftliche
Vorverfahren nach $$ 272. 216 ZPO angeordnet. Nach $ 216 | ZPO besteht
eine zu,eirvöchige Frist zur Anzeige der Verteidigungsbereitschafl. Diese
Frist wurde nicht eingehalten, so dass eine Säumn'is nach $ 331 Ill ZPO vor-
liegt.

100 Punkte
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C. Keine Erlasshindernisse

Darüber hinaus darf
Fälle der S$ 335, 337

$ 335 ZPO noch ftir $

ein Versäumnisurteil nicht ergehen, wenn einer der
ZPO vorliegt. Es sind jedoch weder Anhaltspunkte für
337 ZPO ersichtlich.l

D. Zulässigkeit der Klage

Zudem darf kein Versäumnisurteil ergehen, wenn die Klage unzulässig ist.
Die Zulässigkeit beirrhaltet. dass das zuständige Gericht angerufen worden
ist. Im Rahmen der Zuständigkeit ist ferner zwischen der sachlichen und öfi-
1 ichen Zuständi gkeit zu differenzieren.

Die örtliche Zuständigkeit folgt hier aus den $$ 12,13 ZPO.2 Der Wohnsitz
des V befindet sich in Dortmurrd. Somit befirrdet sich der allgemeine Ge-
richtsstand in Dorlmund. Weitere Gerichtsstände sind nicht ersichtlich.

Der Streitwert liegt über 5.000,00 € (s.o.). Daher ist nach $$ 23, 71 GVG ein
Landgericht zuständig. Zuständig ist folglich das Landgericht Dortmund.
Mangels entgegenstehender Angaben im Sachverhalt ist weiterhin anzuneh-
men, dass die sonstigen allgemeinen Sachurteilsvoraussetzungen gegeben

sind. Die Klage ist demzufolge zulässig.

E.SchtüssigkeitderKlage - -- l. '

Nach g 331 I S. 1 und II ZPO ist;; Ontrag des Klägers zu erkennen,
soweit es den Klageantrag reclztfertigt. Dies bedeutet, dass die Klage
schlüssig sein muss. Eine Schlüssigkcit liegt vor, wenn sich allein aus den
von dem Kläger vorgetragenen Tatsachen der behauptete Anspruch ergibt.

I. Anspruch des K gegen V auf Rückzahlung des Kaufpreises aus $$ 437
Nr. 2o 434,323,346I BGB

K könnte einen Rückzahlungsanspruch gegen V in Höhe von 6.000 € haben
aus $$ 437 Nr. 2,434,323,3461BGB.

II. Vorliegen eines Kaufvertrages

Dies setzt zunächst einen Kaul\eftrag voraus. Laut Sachverhalt ist dies der
Fall. Im Übrigen ist dies auch unstreitig zrvischen den Parteien.

III. Vorliegen eines Sachmangels

Der Sachmangel ist in $ 434 BGB geregelt. Nach $ 434 I S. I BGB ist zu-
nächst auf eiue Beschaffenheitsvereinbarung abzustellen. Diese wurde hier
zwischeu den Pafteien aber nicht getroffen.

Es könnte jedoch ein Sachmangel nach S 434 I S. 2 Nr. 2 BGB vorliegen.
Dies ist unter anderem der Fall. wenn die Sache eine Beschaffenheit auf-
w'eist. die bei Sachen der gleichen Art üblich ist und die der Käufer nach der
Ar1 der Sache erwarten kann.
Das Eindringen von Feuchtigkeit entspricht nicht der üblichen Beschaffen-
heit eines Gebrauchhvagens. Demnach liegt ein Sachmangel nach $ 434 I S.

I Beachte: Das Cericht ist nicht verpflichtet auf die Folgen der Säumnis hinzuweisen, s. Hart-
ntarut, in: Baumbach/l-auterbach/AlbersiHartmann, ZPO. S 335 Rd. 6.

2 Insowe it können die Bearbeiter auch auf ö 21 ZPO abstellen.
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Fallabwandlung:

Angenommen, dem Anwalt (R) des Händlers wird am 27. Aprll ein dem
Klageantrag entsprechendes Versäumnisurteil zugestellt. Am 13. Mai stellt
R fest, dass die Einspruchsfrist bereits abgelaufen ist. Ursächlich dafür ist,
dass die Frist ftir den einzulegenden Einspruch im Fristenkalender nicht
eingetragen war. Eine Rückfrage bei der zuständigen Büroangestellten hat
ergeben, dass diese die Eintragung vergessen hatte. Hinzukam, dass die
Ausfertigung des Versäurnnisurteils versehentlich hinter die Wand des

Schreibtisches der Büroangestellten gerutscht ist und erst am Abend des 12.
Mai von der Reinemachfrau gefunden wurde.

R überlegt, u,ie er prozessual vorgehen könnte, um noch im Wege des
Einspruclrs Berücksichtigung zu finden. Insoweit hat er zunächst vorsorglich
eine eidesstattliche Versicherung seiner Büroangestellten und der Reine-
machfrau eingeholt, die beide den beschriebenen Geschehensablauf bestäti-
gen. Zudem kann R anwaltlich versichern, dass er seine Büroangestellte bei
der Führung des Fristenkalenders in monatlichen Abständen kontrolliert und
es in den letzten 5 Jahren keine Beanstandungen gab.

Welchen prozessualen Rettungsversuch könnte der Anwalt unternehmen
und wie beurteilen Sie die Erfolesaussichten?

Bearbeiterhinweis:

Die Fallabwandlung baut auf dem Ausgangsfall der vorherigen Einsen-
deaufgabe Nr. I des Kurses Verfahrens- und Vollstreckungsrecht (92031)
auf. Bei der Bearbeitung der Aufgabe ist nicht von dem heutigen konkreten
Bearbeitungstag auszugehen. Vielmehr ist als Bearbeitungsdatum der 14.
Mai 2009 zu unterstellen.

Zusatzfrage:

Die Parteien A r.rnd B haben sich vor dem Amtsgericht Hagen auf der Basis
eines Schriftsatzes des Klägers im Wege eines Vergleichs nach $ 278 VI
ZPO geeinigt. Die Einigung ist vom Gericht durch Beschluss festgestellt
worden. Gegen den Beschluss, durch den die Beendigung des Rechtsstreits
durch Vergleich festgestellt wurde, legt der Beklagte jedoch die sofortige
Beschwerde ein.

Wie beurteiien Sie die Erfolgsaussichten der eingelegten sofortigen Be-
schwerde?

Lösungshinrveise:

Abwandlung des Ausgan gsfalls:

Rechtsanwalt R könrrte gegen das Versäumnisurleil Einspruch ($ 338 ZPO)
einlegen und dies mit einem Wiedereinsetzungsantrag nach $ 233 ZPO ver-
binden.l

I ln d., Sache ist claher die Zulässigkeit des Einspruchs zu prüfen sowie die Zulässigkeit und
Begründetheit des Wiedereinsetzungsantrags.

AIle Rechte vorbehalten

80 Punkte

20 Punkte
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I. Einspruchsfrist

Nach $ 339 ZPO beträgt die Einspruchsfrist zwei Wochen seit der Zustel-
lung des Versäumnisurleils. Das Versäumnisurteil wurde am 27. April zuge-
stellt. Folglich lief die Einspruchsfrist am 1 l. Mai ab.

1. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ($ 233 ZPO)

Der Ablauf der Einspruchsfrist könnte jedoch im Wege der Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand geheilt werden. mit der Folge, dass der Einspruch
als rechtzeitig bewirkt angesehen wird.2

a) Statthaftigkeit des Wiedereinsetzungsantrags

Der Wiedereinsetzungsantrag ist unter anderem möglich, wenn eine Notfrisl
nicht eingelialten wurde. Notfristen sind dadurch gekennzeichnet, dass sie in
der ZPO als solche bezeichnet sein müssen (vgl. $ 2241 5.2 ZPO). Nach
$ 339 I ZPO handelt es sich bei der Einspruchsfrist um eine Notfrist. Dem-
nach ist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich.

b) Frist

Der Wiedereinsetzungsantrag muss nach $ 234 T S. 1 ZPO im Falle einer
versäumten Noffrist innerhalb einer zweiwöchigen Frist eingelegt werden.
Nach $ 234I1ZPO beginnt diese 2-Wochenfrist mit dem Tag, an dem das
Hindernis behoben ist. Das Hindernis rvar hier am 13. Mai behoben, da R an
diesern Tag die Kenntnis über die versäumte Einspruchsfrist erlangt hat.
Dernzufolge läuft di^e Frist am 27.NIai ab. Bis dahin müsste somit der An-
trag gestellt werden.r Die Frist des $ 234 | ZPO wäre somit noch gewahrt.a

c) Form

Die Form des Wiedereinsetzungsantrags richtet sich gem. $ 236 I ZPO nach
den Formvorschriften der nachzuholenden Prozesshandlung. Für den Ein-
spruclr gilt nach $ 340 ZPO die Schriftfornt. Demnach miisste bezüglich des
Wiedereinsetzungsantrags die Schriftform eingehalten werden.

d) Zuständigkeit des Gerichts

Naclr $ 237 ZPO ist der Antrag bei dem Prozessgericht einzureichen, wel-
ches auch über die nachzuholende Prozesshandluns entscheidet.

Die nachzuholende Prozesshandh"urg ist hier das Einlegen des Einspruchs.
Das Prozessgericht ist in dern Kontext das Gericht, rvelches das Versäum-
nisurteilerlassen hat. R müsste somit den Antrag auf Wiedereinsetzung beim
Lan d ge r i c hl D ort ntund stel Ien.5

z $ 233 ZPO fiihrt also zu einer Fiktion, wonach die verspätete bzw. versäumte und
nachgeholte Prozesshandlung als rechtzeitig vorgenommen behandelt wird, vgl.
8GH298,325,328: NJW 1987,327 sowie Gehrlern, in: Münchener Kommentar,
ZPO.3. Aufl. (2008). $ 233 Rdnr.4.
3 Eine exakte Fristberechnung wurde nicht erwartet. ln der Praxis wird der Tag. an dem da^s

Ereignis rvegltillt wegen g 222 ZPO i.V.m. $$ 
-l87 

Abs. l, 188 Abs. 2 Alt. 1 BGB, nicltt
mitserechnet, sondem die Frist beginnt ersl an dem Fol_eetag, vgl. auch Grandel, in'.
Musielak. ZPO.6. Aufl. (2008). ti 234 Rndr. 2.

4 Vgl. den Bearbeitungshinu,eis bei der Aufgabenstellung.

5 Üblicherwcise u,ird der Wiedereinsetzungsantrag mit dem Einspruch verbunden.
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Ztsatzfrage:

Fragf ich ist, ob eine sofortige Beschwerde überhaupt statthaft ist gegen einen
Beschluss nach $ 278Y\ZPO. Nach $ 567 I Nr. 1 ZPO ist dies unter ande-
rem gegeben, wenn dies im Gesetz ausdrücklich bestimmt ist. Eine entspre-
chende gesetzliche explizite Bestimmung existiert jedoch nicht für den in
Rede stehenden Fall.

Darüber hinaus ist die sofortige Beschwerde statthaft, wenn eine Entschei-
dung i.S.d. $ 567 I Nr. 2 ZPO vorliegt. Problematisch ist, ob der Beschluss
nach $ 278 VI ZPO mit einer richterlichen Entscheidtng gleichgesetzt wer-
den kann.

Denn eine Entscheidung i.S.d. $ 567 I Nr. 2 ZPO ergeht im Fall des g 278 VI
ZPO nicht. Vielmehr handelt es sich hierbei um einen gerichtlichen Ver-
gleich, dessen Besonderheit nur darin besteht. dass er nicht in einer mündli-
chen Verhandlung abgeschlossen wird, sondem dadurch, dass die Parteien
einen schriftiichen Vergleichsvorschlag des Gerichts durch Schriftsätze ge-
genüber dem Gericht annehmen (vgl.S 278VlS. 1 ZPO). Die Rechtsnatur
eines solchen schriftlichen Vergleichs unterscheidet sich nicht von der
Rechtsnatur eines in der mündlichen Verhandlung protokollierten Ver-
gleichs.

Der Entscheidungscharakter des Beschlusses nach $ 278 Vl ZPO erschöpft
sich daher lediglich in einer Protokolliet'ungsfunhiore. Dies ergibt sich auch
aus dem Worllaut des $ 278 VI S.3 ZPO, der mit dem Verweis auf $ 164
ZPO deutlich macht, dass der Beschluss nach $ 278 VI rnit dem Verhand-
lungsprotokoll vergleichbar ist. Der Beschluss nach $ 278 VI ZPO ist daher
letztlich keine beschwerdeftihige Entscheidung, und ist somit nicht mit der
soforti gen Beschwerde anfechtbar.9

v De r Vollständigkeit halber ist clarauf hinzurveisen. dass der Beschluss nach g 278 Vl ZPO
generell unanf'echtbar ist. Eine Argumentation in der Ausführliohkeit r.vurde von den
Bearbeitern nicht erwartet. insorveit reicht es aus, wenn erkannt wird, dass eine
Anf'echtbarkeit an dem Merkmal der,.Entscheidung" scheitern könnte. Weiterfuhrend
ZölleriGreger, ZPO,27. Aufl. (2009), g 278 Rdnr. 3 I ; OLG lr4ünchen NJW-RR 2003, 788
sora,ic OLG Naumburg Mittcilungen der deutschen Patentanwälte 2006. 331 f.
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